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7 8 7 . Bundesgesetz: Änderung der Bundesabgabenordnung
(NR: GP XIII RV 1299 AB 1347 S. 120. BR: AB 1247 S. 336.)

7 8 8 . Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Elin-Union Aktiengesellschaft für elektrische Industrie
(NR: GP XIII RV 1268 AB 1341 S. 120. BR: AB 1245 S. 336.)

7 8 9 . Bundesgesetz: Energie-Konversionsanleihegesetz 1974
(NR: GP XIII RV 1279 AB 1343 S. 120. BR: AB 1246 S. 336.)

7 9 0 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung der abziehbaren
Vorsteuerbeträge bei bestimmten Gruppen von Unternehmern

787. Bundesgesetz vom 27. November 1974,
mit dem die Bundesabgabenordnung geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/

1961, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 201/1965, 134/1969, 224/1972, 262/1972 und
577/1973 und. der Kundmachungen BGBl.
Nr. 141/1966 und 472/1974 wird wie folgt ge-
ändert:

Der § 212 Abs. 2 hat zu lauten:
„Soweit Abgabenschuldigkeiten, für die infolge

einer gemäß Abs. 1 erteilten Bewilligung von
Zahlungserleichterungen ein Zahlungsaufschub
eintritt, den Betrag von insgesamt 50.000 S
übersteigen, sind Stundungszinsen in Höhe von
3% über dem im Zeitraum des Zahlungsauf-
schubes jeweils geltenden Zinsfuß für Eskon-
tierungen der Oesterreichischen Nationalbank
pro Jahr zu entrichten. Im Fall der nachträg-
lichen Herabsetzung einer Abgabenschuld hat
die Berechnung der Stundungszinsen unter rück-
wirkender Berücksichtigung des Herabsetzungs-
betrages zu erfolgen."

Artikel II
Die Bestimmung des Art. I ist auf

Zahlungserleichterungen gemäß § 212 Abs. 1 der
Bundesabgabenordnung insoweit anzuwenden, als
der Zahlungsaufschub Zeiträume nach Ablauf des
31. Dezember 1974 betrifft.

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Finanzen betraut.
Kirchschläger

Kreisky Androsch

788 . Bundesgesetz vom 27. November 1974
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Elin-Union Aktiengesellschaft für elek-

trische Industrie

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Elin-Union Aktien-
gesellschaft für elektrische Industrie zur Durch-
führung von Investitionsvorhaben und Ratio-
nalisierungsmaßnahmen im In- und Ausland auf-
zunehmenden Anleihen, Darlehen und sonstigen
Kredite namens des Bundes die Haftung als
Bürge und Zahler (§ 1357 des allgemeinen bürger-
lichen Gesetzbuches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 500 Millionen
Schilling an Kapital und 500 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 200 Millionen Schil-
ling an Kapital nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation im Einzel-
fall zwanzig Jahre nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in inländischer Währung
unter Zugrundelegung der folgenden For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache
des im Zeitpunkt der Kreditaufnahme gel-
tenden Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 2
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des Nationalbankgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 184, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 276/1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung
nach der Formel laut lit. d nicht mehr als
das Zweieinhalbfache des arithmetischen
Mittels aus den im Zeitpunkt der Kredit-
aufnahme geltenden offiziellen Diskont-
sätzen in Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz
und den USA (New York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Lire, Japanischen Yen, Kanadischen Dollar,
Luxemburgischen Francs, Pfund Sterling,
Schwedischen Kronen, Schweizer Franken,
US-Dollar oder in Rechnungseinheiten, die
auf mehreren dieser Währungen beruhen,
erfolgt;

g) mit dem Antrag auf Übernahme der Haf-
tung im Einzelfall die Investitionsvorhaben
oder die Rationalisierungsmaßnahmen
bekanntgegeben werden und deren Dring-
lichkeit und Notwendigkeit dargelegt wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses ge-
mäß Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions-
oder Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Darlehen und sonstigen Krediten, bei welchen
die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitabschnitte
variabel festgesetzt werden, ist für die vertrag-
liche Laufzeit die Gesamtbelastung nach der
Formel laut Abs. 2 lit. d und e zum Zeitpunkt
des Vertragsabschlusses maßgebend. Für die
Gesamtbelastung bei Anleihen sind vertraglich
vorgesehene Tilgungsmöglichkeiten durch frei-
händigen Rückkauf nicht zu berücksichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2 über-
nommenen Haftungen über die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Darlehen und sonstigen
Krediten der Elin-Union Aktiengesellschaft
für elektrische Industrie zur Vermeidung
einer Inanspruchnahme des Bundes aus der
Haftung infolge unvorhersehbar einge-
tretener wirtschaftlicher oder finanzieller
Schwierigkeiten geboten ist und der Gläu-
biger zustimmt und

b) durch die Prolongation die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit um nicht mehr als fünf
Jahre überschritten wird.

(2) Die Mehrleistungen an Zinsen und Kosten
sind auf den Haftungsrahmen für Zinsen und
Kosten nicht anzurechnen.

(3) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für Kredite, die der Vorfinanzierung
von Anleihen gemäß § 1 Abs. 1 dienen, namens
des Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) unter der Voraussetzung zu übernehmen,
daß

a) die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren
begrenzt ist,

b) das Ausmaß des im § 1 Abs. 2 lit. b ge-
nannten Betrages nicht überschritten wird
und

c) bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung im
Einzelfall nicht mehr als 300 Millionen
Schilling und die Summe aller Vor- und
Endfinanzierungen nicht mehr als 750 Mil-
lionen Schilling beträgt.

(2) Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im § 1 Abs. 2 lit. a
festgesetzten Haftungsrahmen nicht anzurechnen.

§ 5. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Abs. 1 und 2 und § 4
überdies nur dann übernehmen, wenn die Elin-
Union Aktiengesellschaft für elektrische Industrie
mit dem Antrag auf Haftungsübernahme im Ein-
zelfall (§ 1 Abs. 2 lit. b und § 4) die verbindliche
Erklärung abgibt, daß

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwendung
des bundesverbürgten Kredites und im
Zuge dieser Prüfung die Einsicht in alle
Bücher, Urkunden und sonstigen Schriften
der Elin-Union Aktiengesellschaft für
elektrische Industrie gewährleistet wird,
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b) sie dem Bundesministerium für Finanzen
für die Dauer der Laufzeit des verbürgten
Kredites den jährlichen Geschäftsbericht
samt Gewinn- und Verlustrechnung und
den Prüfungsbericht eines Wirtschaftsprü-
fers und Steuerberaters (einer Wirtschafts-
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft)
oder eines Buchprüfers und Steuerberaters
(einer Buchprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaft) im Sinne der Wirtschaftstreu-
händer-Berufsordnung, BGBl. Nr. 125/
1955, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 26/1965, vorlegen wird.

§ 6. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernommenen
Haftung in Anspruch genommen, so steht ihm
neben dem Recht auf Ersatz der bezahlten Schuld
(§ 1358 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) auch das Recht zu, von der Elin-Union
Aktiengesellschaft für elektrische Industrie den
Ersatz aller im Zusammenhang mit der Einlösung
der übernommenen Haftung entstandenen Auf-
wendungen, insbesondere die vom Bund in einem
Rechtsstreit mit den Gläubigern aufgewendeten
Kosten, zu fordern.

§ 7. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 8. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Rechtsgeschäfte und Rechtsvorgänge
sind von der Gesellschaftsteuer und von den
Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 9. Die gemäß § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 1. März 1967, BGBl. Nr. 83, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 211/1969 und 26/
1971 übernommenen Haftungen sind mit dem
Betrag, mit dem sie zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes aushaften, auf den
im § 1 Abs. 2 lit. a festgesetzten Haftungsrahmen
anzurechnen.

§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1975 in Kraft.

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

789. Bundesgesetz vom 27. November 1974
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für eine Konversionsanleihe der Österreichi-
schen Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesell-
schaft (Verbundgesellschaft) und der Sonder-
gesellschaften (Energie-Konversionsanleihe-

gesetz 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die zur Konversion der in der
Anlage angeführten Energieanleihen von der

Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-Aktien-
gesellschaft (Verbundgesellschaft) gemeinsam mit
Sondergesellschaften gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Ver-
staatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1964
begebene Anleihe namens des Bundes die Haf-
tung als Bürge und Zahler (§ 1357 des allgemei-
nen bürgerlichen Gesetzbuches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der Betrag der Haftung 4000 Millionen
Schilling an Kapital und 4000 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;

b) die Laufzeit der Anleihe 12 Jahre nicht
übersteigt und

c) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als das Zweieinhalbfache des im Zeit-
punkt der Kreditaufnahme geltenden Zins-
fußes für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 276/1969 und 494/1974) beträgt:

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. c sind die Emissions- und Zuzäh-
lungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe- und
Druckkosten (Begebungskosten) vom Bruttoerlös
in Abzug zu bringen.

§ 2. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernommenen
Haftung in Anspruch genommen, so steht ihm
neben dem Recht auf Ersatz der bezahlten Schuld
(§ 1358 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) auch das Recht zu, von der Verbund-
gesellschaft und den Sondergesellschaften den Er-
satz aller im Zusammenhang mit der Einlösung
der übernommenen Haftung entstandenen Auf-
wendungen, insbesondere die vom Bund in einem
Rechtsstreit mit dem Gläubiger aufgewendeten
Kosten, zu fordern.

§ 3. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 4. Gehören Stücke der in der Anlage zu § 1
Abs. 1 bezeichneten Anleihen zu einem Betriebs-
vermögen, so tritt durch die Konversion keine
Gewinnrealisierung ein.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch
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Anlage

(zu § 1 Abs. 1)

Verzeichnis der für einen Umtausch in die
Energie-Konversionsanleihe 1974 in Betracht

kommenden Teilschuldverschreibungen:

7'00% Energieanleihe 1958
6'25% Energieanleihe 1959
6'00% Energieanleihe 1967
6'00% Energieanleihe 1967/II
6'50% Energieanleihe 1968
6'50% Energieanleihe 1968/II
7'00% Energieanleihe 1969/A
6'75% Energieanleihe 1969/B
6'75% Energieanleihe 1970/B
6'75% Energieanleihe 1970/II/B
6'75% Energieanleihe 1971/B
6'75% Energieanleihe 1971/II/B
6'75% Energieanleihe 1972/B
6'75% Energieanleihe 1972/II/B
6'75% Energieanleihe 1973/B
6'75% Energieanleihe 1973/II/B

7 9 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 18. Dezember 1974 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge
bei bestimmten Gruppen von Unternehmern

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:

1. Abschnitt

F r e i b e r u f l i c h t ä t i g e U n t e r n e h m e r

§ 1. (1) Unternehmer der im § 3 angeführten
Berufsgruppen können die nach § 12 des Um-
satzsteuergesetzes 1972 abziehbaren Vorsteuer-
beträge nach Durchschnittssätzen berechnen. Die
anzuwendenden Durchschnittssätze sind jeweils
in einem Vomhundertsatz des Umsatzes angege-
ben.

(2) Umsatz im Sinne dieses Abschnittes ist
der im Inland erzielte Umsatz aus der freiberuf-
lichen Tätigkeit der im § 3 bezeichneten Berufs-
gruppen mit Ausnahme der Einfuhr, der Um-
sätze nach § 6 Z. 8 und 9 lit. a und b des
Umsatzsteuergesetzes 1972 sowie der Umsätze
aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäfts-
veräußerungen.

§ 2. Die Durchschnittssätze gelten für Unter-
nehmer, deren Umsatz nach § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2
des. Umsatzsteuergesetzes 1972 im vorangegange-
nen Kalenderjahr nicht mehr als 2,000.000 S be-
tragen hat.

§ 3. Die Durchschnittssätze betragen für

§ 4. (1) Soweit im Abs. 2 nichts anderes be-
stimmt ist, werden mit dem Durchschnittssatz
sämtliche Vorsteuern abgegolten, die mit der
freiberuflichen Tätigkeit der im § 3. bezeichneten
Berufsgruppen zusammenhängen.

(2) Neben dem nach einem Durchschnittssatz
berechneten Vorsteuerbetrag kann bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 abgezogen werden:

a) die von anderen Unternehmern gesondert
in Rechnung gestellte Steuer für Lieferun-
gen von Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens, die der Abnutzung unterliegen
und deren Anschaffungskosten nach den
Vorschriften des Einkommensteuerrechtes
im Kalenderjahr der Anschaffung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt
werden können;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichneten
Lieferungen entsprechen;

c) die den im § 3 unter Z. 7 genannten Unter-
nehmern von Rechenzentren für sonstige
Leistungen im Zusammenhang mit Daten-
verarbeitungsaufträgen in Rechnung ge-
stellte Steuer.

2. Abschnitt

N i c h t b u c h f ü h r u n g s p f l i c h t i g e
H a n d e l s - u n d G e w e r b e t r e i b e n d e

§ 5. (1) Nichtbuchführungspflichtige Unter-
nehmer der in § 6 dieser Verordnung angeführ-
ten Berufsgruppen können die nach § 12 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 abziehbaren Vor-
steuerbeträge nach Durchschnittssätzen berech-
nen. Die anzuwendenden Durchschnittssätze
sind jeweils in einem Vomhundertsatz des Um-
satzes angegeben.
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(2) Umsatz im Sinne dieses Abschnittes ist der
im Inland erzielte Umsatz aus der jeweils im § 6
Abs. 1 dieser Verordnung angeführten Betriebs-
art mit Ausnahme der Einfuhr, der Umsätze
nach § 6 Z. 8 und 9 des Umsatzsteuergesetzes
1972 sowie der Umsätze aus Hilfsgeschäften
einschließlich der Geschäftsveräußerungen.

§ 6.(1) Der Durchschnittssatz beträgt:
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(2) Die Einreihung der im Abs. 1 angeführten
Berufsgruppen erfolgt in Anlehnung an den vom
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Verordnungswege festgelegten Fach-
gruppenkatalog. Die jeweils in Klammern ange-
führten Nummern entsprechen der Nummer des
Fachgruppenkataloges.

§ 7. (1) Soweit im Abs. 2 nichts anderes be-
stimmt ist, werden mit dem Durchschnittssatz
sämtliche Vorsteuern abgegolten, die mit der
gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit der im
§ 6 angeführten Berufsgruppen zusammenhän-
gen.

(2) Neben dem nach einem Durchschnittssatz
berechneten Vorsteuerbetrag kann bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 abgezogen werden:

1. Von den in § 6 angeführten Berufsgruppen
mit Ausnahme jener der Z. 41, 43 und 63:

a) die von anderen Unternehmern gesondert
in Rechnung gestellte Steuer für Fremd-
und Lohnarbeiten, soweit diese unmittelbar
in die gewerbliche Leistung eingehen, sowie
für Lieferungen von Gegenständen ein-
schließlich der Rohstoffe, Halberzeugnisse,
Hilfsstoffe und Zutaten, die der Unter-
nehmer zur gewerblichen Weiterveräuße-
rung — sei es in derselben Beschaffenheit,
sei es nach vorheriger Bearbeitung oder
Verarbeitung — erwirbt;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichneten
Lieferungen entsprechen;

2. von allen im § 6 angeführten Berufsgruppen:
a) die von anderen Unternehmern gesondert

in Rechnung gestellte Steuer für Lieferun-
gen von Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens, die der Abnutzung unterliegen und
deren Anschaffungskosten nach den Vor-
schriften des Einkommensteuerrechtes im
Kalenderjahr der Anschaffung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt
werden können. Das gleiche gilt sinngemäß
für jene Steuer, die von anderen Unterneh-
mern für sonstige Leistungen im Zusam-
menhang mit der Herstellung eines abnutz-
baren Wirtschaftsgutes des Anlagever-
mögens, dessen Herstellungskosten nach den
Vorschriften des Einkommensteuerrechtes
im Kalenderjahr der Herstellung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgabe abgesetzt
werden können, gesondert in Rechnung
gestellt wird;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichneten
Lieferungen entsprechen.

§ 8. (1) Bei Mischbetrieben (z. B. Tischlerei und
Möbelhandel, Bäcker und Zuckerbäcker) ist der
Durchschnittssatz für jene Berufsgruppe heran-
zuziehen, deren Anteil am Umsatz im Sinne des
§ 5 Abs. 2 überwiegt. Der Unternehmer ist je-
doch berechtigt, bei entsprechender Trennung der
Umsätze den für die einzelne Berufsgruppe vor-
gesehenen Durchschnittssatz in Anspruch zu neh-
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men; die Trennung der Umsätze kann auch unter
sinngemäßer Anwendung des § 18 Abs. 7 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 erfolgen.

(2) Werden bei Mischbetrieben Umsätze über-
wiegend in einer nicht im § 6 angeführten Be-
rufsgruppe bewirkt, so ist die Ermittlung der
abziehbaren Vorsteuer nach einem Durchschnitts-
satz grundsätzlich ausgeschlossen. Überwiegen
hingegen die Umsätze in einer im § 6 ange-
führten Berufsgruppe, so ist die Anwendung
eines Durchschnittssatzes insoweit möglich, als
die Umsätze auf diese im § 6 angeführte Berufs-
gruppe entfallen. Die Trennung der Umsätze nach
den einzelnen Berufsgruppen kann auch unter
sinngemäßer Anwendung des .§ 18 Abs. 7 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 vorgenommen wer-
den.

(3) Bei einem Handelsbetrieb, der nach § 6
zu einer der Sektion Handel zugehörigen Berufs-
gruppe zählt, ist die Ermittlung der abziehbaren
Vorsteuer nach einem Durchschnittssatz nur dann
ausgeschlossen, wenn die Umsätze im Großhandel
sowie allfällige Handelsumsätze von im § 6 nicht
angeführten Handelszweigen überwiegen.

3. Abschnitt

G e m e i n n ü t z i g e E i n r i c h t u n g e n

§ 9. (1) Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen, die gemeinnützigen,
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen
(§§ 34 bis 38 der Bundesabgabenordnung), kön-
nen für Kindergärten, Ferienaktionen für Kin-
der und Jugendliche sowie für Siechen- und Pfle-
geheime die nach § 12 des Umsatzsteuergesetzes
1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge mit einem
Durchschnittssatz von 8 v. H. des aus der Tätig-
keit der genannten Betriebe erzielten Umsatzes

(§ 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes
1972) berechnen, wenn sie für keine der in den
genannten Betrieben erbrachten Leistungen eine
Rechnung im Sinne des § 11 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972 ausstellen.

(2) Der Durchschnittssatz gilt nicht für Vor-
steuern im Zusammenhang mit Leistungen, die
im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen
Betriebes, eines Gewerbebetriebes oder eines
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes im Sinne des
§ 45 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung ausge-
führt werden.

(3) Betriebe, für welche die Vorsteuern nach
dem im Abs. 1 genannten Durchschnittssatz er-
mittelt werden, gelten als gesondert geführte Be-
triebe im Sinne des § 12 Abs. 7 des Umsatz-
steuergesetzes 1972.

(4) Mit dem Durchschnittssatz werden sämt-
liche Vorsteuern abgegolten, die mit den im
Abs. 1 bezeichneten Leistungen (einschließlich der
Vorsteuern für Bauleistungen) zusammenhängen.

4. Abschnitt

A u f z e i c h n u n g s p f l i c h t e n u n d G e l -
t u n g s b e r e i c h

§ 10. Wird die abziehbare Vorsteuer nach
einem Durchschnittssatz berechnet, so ist der
Unternehmer insoweit von der Aufzeichnungs-
pflicht gemäß § 18 Abs. 2 Z. 4 und 5 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 befreit.

§ 11. Diese Verordnung ist auf Vorsteuern an-
wendbar, die gemäß § 20 Abs. 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 in die Kalenderjahre 1975
und 1976 fallen.

Androsch


